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Sorge um Schienennetz: Verbände
warnen vor drastischer
Trassenpreiserhöhung

Die Kritik an den steigenden Trassenpreisen der Deutschen
Bahn wird immer lauter. Verbände und Gewerkschaften

fordern von der Bundesregierung, endlich Maßnahmen zu
ergreifen, um die Erhöhung um bis zu 19 Prozent zu

stoppen. Eine grundlegende Reform der Schuldenbremse
und die Einrichtung eines Schienenfonds sind dringend

notwendig, um die Verlagerungsziele von der Straße auf
die Schiene zu fördern. Erfahren Sie mehr über die

Hintergründe und die geforderten Lösungen in unserem
Artikel.

Wachsende Bedenken über die Zukunft des
Schienenverkehrs in Deutschland

In den letzten Monaten kamen verschiedene Umwelt- und
Verkehrsorganisationen sowie Gewerkschaften in Deutschland



auf, um eine kritische Situation im Schienenverkehr zu
beleuchten. Vertreter von Organisationen wie der Deutschen
Umwelthilfe (DUH), der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft
(EVG), Greenpeace und anderen fordern dringende Maßnahmen
seitens der Bundesregierung. Ihre Hauptsorge gilt dem Umgang
mit den Trassenpreisen, die in naher Zukunft drastisch
ansteigen könnten.

Die Aussagen der Expertengruppen deuten darauf hin, dass die
aufgrund eines Haushaltsmanövers der Bundesregierung
geplanten Erhöhungen der Trassenpreise um bis zu 19 Prozent
die gesamte Branche erheblich belasten werden. Dies hätte
nicht nur finanzielle Auswirkungen auf die Nutzer des
Schienenverkehrs, sondern könnte auch weitreichende
Konsequenzen für die gesamte Logistik und den
Personenverkehr nach sich ziehen. So warnte Martin Burkert, der
Vorsitzende der EVG, davor, dass diese Preissteigerungen zu
einem Rückgang des Angebots im Fernverkehr führen könnten,
was die Situation für Bahnreisende und Gütertransporte
zusätzlich verschärfen würde.

Darüber hinaus zeigt sich ein weiterer kritischer Punkt: Die
Erhöhung der Trassenpreise kann die vorher festgelegten Ziele
der Bundesregierung zur Förderung des Schienenverkehrs
gefährden. Dr. Christiane Averbeck von der Klima-Allianz wies
darauf hin, dass die Kostensteigerungen most likely auf die
Verbraucherpreise durchgereicht würden, was eine zusätzliche
Belastung für die Bürger darstellen könnte. Dies verstößt gegen
die Grundsätze einer umweltfreundlichen Verkehrsweise und
könnte den Fortschritt beim Schienenverkehr erheblich
bremsen.

Die Unterstützung von Umweltorganisationen, wie der Allianz
pro Schiene, fordert die Einführung eines Schienenfonds sowie
eine Reform der Schuldenbremse, damit die Finanzierung des
Schienennetzes auch langfristig gesichert ist. So limitiert die
momentane Haushaltsplanung die verfügbaren Mittel erheblich,
sodass es an der Zeit sei, ein Umdenken zu initiieren. Dirk Flege



von der Allianz pro Schiene stellte fest, dass ein gezieltes Abbau
von klimaschädlichen Subventionen ebenfalls notwendig sei, um
die Mobilitätswende zu fördern und die Belastungen für die
Schiene auszugleichen.

Hintergrund dieser Problematik ist das Ziel der
Bundesregierung, die Situation der Deutschen Bahn zu sanieren
und gleichzeitig die Einhaltung der Schuldenbremse zu
gewährleisten. Die Bereitstellung von 10,4 Milliarden Euro für
das Schienennetz wird jedoch durch höhere
Eigenkapitalanforderungen belastet. Diese führen, wie im
Eisenbahnregulierungsgesetz festgelegt, zu einer Erhöhung der
Schienenmaut. Ein Anstieg um 16 Prozent im Güterverkehr und
19 Prozent im Fernverkehr ist in Planung, sodass sowohl die
Reisenden als auch die Unternehmen direkt betroffen sein
werden.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die kommenden
Monate entscheidend für die Zukunft der Bahn in Deutschland
sein werden. Die Stimmen der Verbände und Gewerkschaften
sind laut und unmissverständlich: Es ist an der Zeit, dass die
Politik aktiv wird, um eine nachhaltige und bezahlbare Lösung
für den Schienenverkehr zu finden, bevor es zu spät ist.
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